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      Niederhollabrunn, am 17.März 2015 
 
 
 
 

Dringlichkeitsantrag 
 
 
 

Das unterfertigte Mitglied des Gemeinderates stellt gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 

1973 den Antrag, nachstehenden Verhandlungsgegenstand  

 

1) Überfälliger Voranschlag 

 

In die Tagesordnung der Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen und 

begründet die Dringlichkeit der Angelegenheit wie folgt: 

 

Bis dato wurde kein Voranschlag erstellt und auch die Haushaltsermächtigung 

des Bürgermeisters endet. Wie kommt die Gemeinde den Verpflichtungen 

entsprechend der NÖ Gemeindeordnung nach?  

 

§ 72 Mittelfristiger Finanzplan, Voranschlag, Haftungsobergrenze und 

Risikovorsorge für Haftungen 

(1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen Finanzplan für einen Zeitraum 

von fünf Haushaltsjahren aufzustellen. Bei der Beschlußfassung über den 

Voranschlag hat sich die Gemeinde an den Vorgaben des mittelfristigen 

Finanzplanes zu orientieren. Das erste Haushaltsjahr des mittelfristigen 

Finanzplanes fällt mit dem ersten Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils der 

Voranschlag erstellt wird. 

(2) Die Arten der finanziellen Ziele, die der mittelfristige Finanzplan zu 

enthalten hat, die Haftungsobergrenze der Gemeinden sowie die 

Risikovorsorge für Haftungen einer Gemeinde werden durch Verordnung der 

Landesregierung entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Bund, den 

Ländern und den Gemeinden betreffend die Koordination der 

Haushaltsführung von Bund, Ländern und Gemeinden (Österreichischer 

Stabilitätspakt) geregelt. 
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(3) Der mittelfristige Finanzplan ist zumindest jährlich der Entwicklung 

anzupassen und um ein weiteres Haushaltsjahr fortzuführen. 

(4) Die Führung des Gemeindehaushaltes hat nach dem Voranschlag zu 

erfolgen. Dieser ist für jedes Haushaltsjahr so rechtzeitig zu erstellen und zu 

beschließen, daß er mit Beginn des Haushaltsjahres in Wirksamkeit treten 

kann. 

(5) Das Haushaltsjahr der Gemeinde fällt mit dem Kalenderjahr zusammen. 

(6) In den Voranschlag sind sämtliche im Laufe des Haushaltsjahres 

voraussichtlich fällig werdende Einnahmen und Ausgaben in voller Höhe 

aufzunehmen. 

(7) Der Voranschlag gliedert sich in den ordentlichen und in den 

außerordentlichen Voranschlag. In den ordentlichen Voranschlag sind die 

laufenden Einnahmen und Ausgaben aufzunehmen. Der außerordentliche 

Voranschlag enthält die außerordentlichen Ausgaben, das sind jene, die der Art 

nach nur vereinzelt vorkommen und der Höhe nach den normalen 

wirtschaftlichen Rahmen der Gemeinde erheblich überschreiten und die ganz 

oder teilweise durch außerordentliche Einnahmen gedeckt werden. Der 

Voranschlag ist so zu erstellen, daß die gesetzlichen und vertraglichen 

Verpflichtungen der Gemeinde erfüllt werden können und daß zwischen den 

Ausgaben und den Einnahmen der Ausgleich(Haushaltsausgleich) gegeben ist. 

(8) Der Gemeinderat kann durch einen Voranschlagsvermerk, bestimmen, daß 

bei Ausgaben, zwischen denen ein sachlicher und ein verwaltungsmäßiger 

Zusammenhang besteht, zur besseren wirtschaftlichen Verwendung der Mittel 

Einsparungen ohne besondere Beschlußfassung zum Ausgleich der 

Mehrerfordernisse bei anderen Ausgaben herangezogen werden dürfen 

(einseitige oder gegenseitige Deckungsfähigkeit). 

(9) Vorhaben, deren Kosten ganz oder teilweise aus Mitteln des 

außerordentlichen Voranschlages zu decken sind, dürfen erst dann begonnen 

werden, wenn der Eingang der hiefür vorgesehenen Einnahmen gesichert ist, 

sowie alle erforderlichen aufsichtsbehördlichen Genehmigungen nach § 90 

vorliegen oder das Vorhaben im mittelfristigen Finanzplan dargestellt ist. 

 

§ 73 Beschluß des Voranschlages 

(1) Der Bürgermeister hat jährlich spätestens sechs Wochen vor Beginn des 

Haushaltsjahres den Entwurf des Voranschlages einschließlich des 

Dienstpostenplans zu erstellen und durch zwei Wochen zur öffentlichen 
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Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist ortsüblich kundzumachen. Innerhalb der 

Auflagefrist kann jedes Gemeindemitglied schriftlich Stellungnahmen beim 

Gemeindeamt einbringen. Spätestens bei Beginn der Auflagefrist hat der 

Bürgermeister jeder im Gemeinderat vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung 

des Voranschlagentwurfs einschließlich des Dienstpostenplans auszufolgen. 

(2) Der Entwurf des Voranschlages einschließlich des Dienstpostenplans ist 

sodann mindestens zwei Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres vom 

Bürgermeister dem Gemeinderat vorzulegen und von diesem nach Prüfung der 

Stellungnahmen zu beschließen. 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist gemeinsam mit dem Voranschlag 

einschließlich des Dienstpostenplans dem Gemeinderat vorzulegen und von 

ihm zu beschließen.  

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag einschließlich des 

Dienstpostenplans ist unverzüglich der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu 

bringen. 

(5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist zeitnah an die Beschlußfassung 

in einer Form im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine weitere 

Verwendung ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im Internet in 

einem Format, das keine Veränderung der Daten ermöglicht, zulässig. 

 

§ 74 Haushaltsermächtigung des Bürgermeisters 

Solange der Gemeinderat noch keinen Voranschlag beschlossen hat, ist der 

Bürgermeister im ersten Viertel des Haushaltsjahres ermächtigt: 

a) die gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen sowie die 

laufenden Ausgaben zu leisten, die bei sparsamster Verwaltung notwendig 

sind, 

b) soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Abgaben nach den 

Hebesätzen des Vorjahres und die sonstigen Einnahmen der Gemeinde 

einzuziehen und 

c) zur Leistung der Ausgaben nach lit.a Kassenkredite (§ 79) in Anspruch zu 

nehmen. 

 

§ 76 Durchführung des Voranschlages 

(1) Der Voranschlag (Nachtragsvoranschlag) bildet die Grundlage für die 

Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. Die anordnungsbefugten Organe 

der Gemeinde sind an den Voranschlag (Nachtragsvoranschlag) gebunden. Die 



4 
 

bewilligten Voranschlagsmittel sind nur insoweit und nicht früher in Anspruch 

zu nehmen, als es bei einer wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung 

erforderlich ist. 

(2) Über Ausgabenbeträge (Kredite) darf nur bis zum Ablauf des 

Haushaltsjahres verfügt werden. Beträge, über welcheam Schluß des 

Haushaltsjahres noch nicht verfügt worden ist, gelten als erspart. Jedoch 

dürfen Ausgaben und Einnahmen, die sich auf einen zum abgelaufenen 

Haushaltsjahr gehörigen Zeitraum beziehen oder deren Rechts- und 

Entstehungsgrund noch in das abgelaufene Haushaltsjahr fällt, bis 31. Jänner 

des nachfolgenden Jahres für Rechnung des abgelaufenen Haushaltsjahres 

angeordnet werden (Auslaufmonat). 

(3) Die Ausgaben müssen vom Bürgermeister schriftlich angeordnet werden. Er 

kann jedoch unter seiner Verantwortung einem Mitglied des 

Gemeindevorstandes oder einem Bediensteten das Anordnungsrecht in genau 

festzulegenden Fällen schriftlich übertragen. Eine elektronische Anordnung ist 

möglich, wenn die technischen Voraussetzungen gegeben sind und die 

Sicherheit gegen Missbrauch gewährleistet werden kann. Auszahlungen an den 

Bürgermeister dürfen nur vom Stellvertreter gemäß § 27 Abs. 2 angeordnet 

werden. Die Einnahmen sind dem Bürgermeister zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Bei Überweisungen und Behebungen von Sparbüchern ist eine 

Doppelzeichnung vorzusehen. Zeichnungsberechtigt sind der Bürgermeister, 

der Vizebürgermeister, der Kassenverwalter, der erforderlichenfalls zu 

bestellende Stellvertreter und weitere vom Bürgermeister schriftlich 

bestimmte Personen. 

(5) Bei unvorhergesehenen zwingenden Ausgaben, die im Voranschlag nicht 

vorgesehen sind (außerplanmäßige Ausgaben) oder den Voranschlag 

überschreiten (überplanmäßige Ausgaben), hat der Bürgermeister vor ihrer 

Leistung einen Beschluß des Gemeinderates zu erwirken. In Fällen äußerster 

Dringlichkeit bei Gefahr im Verzug, wenn die Einholung des 

Gemeinderatsbeschlusses nicht rechtzeitig möglich ist, kann der Bürgermeister 

die dringend notwendigen Ausgaben anordnen. Er muß jedoch in der 

nächstfolgen den Sitzung die Genehmigung des Gemeinderates einholen oder 

einen Nachtragsvoranschlag beantragen. 

 

§ 77 

Aufnahme von Darlehen 
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(1) Darlehen dürfen nur im Rahmen des außerordentlichen Voranschlages zur 

Bestreitung eines außerordentlichen Bedarfes aufgenommen werden, soweit 

eine andere Bedeckung nicht zweckmäßig ist und die Verzinsung und Tilgung 

des aufzunehmenden Darlehens die Erfüllung der der Gemeinde obliegenden 

gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen nicht gefährdet. Das gleiche gilt 

für Konvertierungsdarlehen. 

(2) Werden Darlehen aufgenommen, die mit dem Gesamtbetrage auf einmal 

zur Rückzahlung fällig werden, hat der Gemeinderat gleichzeitig zu bestimmen, 

in welcher Weise die Mittel zur Tilgung anzusammeln sind. 

(3) Die Aufnahme eines Darlehens für die Errichtung oder Erweiterung einer 

wirtschaftlichen Unternehmung oder für die Beteiligung an dieser bedarf eines 

mit Zweidrittelmehrheit gefaßten Gemeinderatsbeschlusses. 

 

§ 78 Gewährung von Darlehen und Haftungsübernahme 

Die Gemeinde darf Darlehen nur gewähren sowie Bürgschaften und sonstige 

Haftungen nur übernehmen, wenn hiefür ein besonderes Interesse der 

Gemeinde gegeben ist, der Schuldner nachweist, daß eine ordnungsgemäße 

Verzinsung und Tilgung gesichert ist und die Gemeinde den daraus folgenden 

Zahlungsverpflichtungen nachkommen kann. 

 

§ 79 Kassenkredite 

Zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben kann die Gemeinde Kassenkredite 

aufnehmen. Diese sind aus ordentlichen Einnahmen zurückzuzahlen und dürfen 

ein Zehntel der veranschlagten Einnahmen des ordentlichen Haushaltes nicht 

übersteigen. Der Gemeinderat kann beim Beschluß des Voranschlages einen 

niedrigeren Prozentsatz festlegen. 


